Gaslieferverträge nicht unterschreiben
Der Einwand der Unbilligkeit gegen den Gaspreis gemäß Paragraph 315 BGB (einseitiges Preisbestimmungsrecht) geht verloren, da der Kunde mit der Erteilung seines Auftrags den Preis, welcher auf dem beigefügten Preisblatt aufgeführt ist, durch seine Unterschrift ausdrücklich akzeptiert. 

Aus folgenden Gründen halten wir den Gaspreis für unbillig:

· Im bundesweiten Gaspreisvergleich des Bundeskartellamtes belegten SVS und ZVB zum Stichtag 15. November 2006 für den Abnahmefall von 20.000 Kilowattstunden Rang 292 und zum Stichtag 08. März 2007 Rang 518 bei insgesamt 751 untersuchten Gasversorgern. Die Preisdifferenz zum günstigsten Versorger betrug am 08. März 211,60 Euro (22%). 
· Die Versorgung von Einfamilienhäusern kostete im März netto 5,83 Cent je Kilowattstunde. Die Versorgung eines Mehrfamilienhauses kostete lediglich 5,02 Cent. Diese ernorme Preisdifferenzierung von 0,81 Cent (17%) ist für die Gasbelieferung nicht nachvollziehbar.
· Die Preise sind deshalb überhöht, weil die Versorger die Haushaltskassen der Gemeinden, insbesondere die defizitären städtischen Parkhäuser und Schwimmbäder, quer finanzieren müssen.
· Bei funktionierendem Wettbewerb in anderen Branchen gelten 8% Eigenkapitalrendite bereits als herausragend. Sparer müssen mit 2% zufrieden sein. Der ZVB erzielte 2006 eine Eigenkapitalrendite von 26% vor Steuern. Dies deutet auf eine marktbeherrschende Stellung hin, verbunden mit einem Preismissbrauch gegenüber den Kunden.
· Die beiden Preissenkungen zum 01. April und 01. Juli 2007 folgten zwar der Ölpreisbindungsformel, jedoch wurde die vom Forum geforderte strukturelle Preissenkung nicht vorgenommen. 

· Die Bundesnetzagentur senkte zum 15 November 2006 die Netznutzungsentgelte beim Vorlieferanten GVS um 15%. Dieser Kostenvorteil für die SVS wurde nicht an die Haushaltskunden weitergegeben.
· Die gelieferte Gasqualität ist für den Kunden nicht nachprüfbar.

Die Empfehlungen des Forum Gaspreis runter:

· Wer seinen Widerspruch gegen den Gaspreis aufrechterhalten möchte, sollte den Vertrag nicht unterschreiben. Der BGH und das OLG München haben bereits entschieden, dass auch Kündigungen der Sonderverträge die Versorger nicht berechtigen, die Verbraucher dann ganz einfach in den Allgemeinen Tarifen einzustufen. Darüber hinaus hält das Bundeskartellamt Änderungskündigungen gegenüber Verbrauchern, die unter Berufung auf Paragraph 315 BGB Preiserhöhungen nicht bezahlen, für unzulässig, da dies einen Missbrauch einer marktbeherrschenden Stellung darstelle.

· Wer dem Gaspreis noch nicht widersprochen hat, hat jetzt noch die Möglichkeit dem Gaspreis zu widersprechen. Wer unterschreibt, akzeptiert den vereinbarten Preis und kann künftig nur noch gegen weitere, einseitige Preiserhöhungen vorgehen. 

